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Vorlage Nr. 2025/0072 
Satzung der Stadt Leverkusen über das Verfahren bei Einwohneranträgen, Bürgerbegehren und Bürgerentscheiden 
 
Synopse 
 
Die Synopse enthält wesentliche inhaltliche Änderungen. Nicht berücksichtigt wurden Änderungen, die sich aufgrund der Doppelnen-
nung weiblich/männlich sowie redaktioneller oder formeller Anpassungen ergeben haben. 
 
 

 
Alte Fassung der Satzung 

 
Neue Fassung der Satzung 

 

Der Rat der Stadt Leverkusen hat in seiner Sitzung am 
30.09.96 aufgrund des § 7 der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 14. Juli 1994 (GV.NW.S.666/SGV.NW.2023), zu-
letzt geändert durch Gesetz vom 20. März 1996 
(GV.NW.S.124), folgende Satzung beschlossen 

Der Rat der Stadt Leverkusen hat in seiner Sitzung am 
_______________ aufgrund des § 7 der Gemeindeordnung 
für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 
(GV.NW.S.666/SGV.NW.2023) und § 1 der Verordnung über 
die Durchführung von Bürgerbegehren und Bürgerentschei-
den vom 10. Juli 2004 (GV.NRW. S. 702), jeweils in der bei 
Inkrafttreten dieser Satzung gültigen Fassung, folgende Sat-
zung beschlossen: 

 

 § 1 
Geltungsbereich 

 
Diese Satzung gilt für die Durchführung von Einwohneranträgen 
(§ 25 GO NRW), Bürgerbegehren und Bürgerentscheiden (§ 26 
Absatz 1 Satz 1 GO NRW) sowie Ratsbürgerentscheiden (§ 26 
Absatz 1 Satz 2 GO NRW) im Gebiet der Stadt Leverkusen und 
ihrer Stadtbezirke (Abstimmungsgebiet). 

 



§ 1 
Einwohnerantrag 

 
1. Einwohneranträge werden durch den Oberbürgermeis-

ter entgegengenommen. Er veranlasst unverzüglich 
eine Vorprüfung der Zulässigkeit. 

 
2. Maßgebend für die Höhe des Unterschriftenquorums 

ist die von der Statistikstelle der Stadt Leverkusen je-
weils zum 31.12. des Vorjahres festgestellte Einwoh-
nerzahl. 

 
3. Der Rat berät über den Einwohnerantrag in der auf den 

Abschluss der Vorprüfung folgenden Ratssitzung. 
Sollte die Unzulässigkeit des Einwohnerantrages offen-
sichtlich sein, so kann die Verwaltung von einer einge-
henden Prüfung der Angaben in den Unterschriftenlis-
ten absehen. 

 
4. Der Rat beschließt zunächst über die Zulässigkeit des 

Antrages. Sollte der Antrag unzulässig sein, findet eine 
sachbezogene Beratung nicht statt. Die Vertreter der 
Unterzeichner erhalten in diesem Fall durch den Ober-
bürgermeister einen schriftlichen Bescheid. 

 
5. Hat der Rat beschlossen, dass der Einwohnerantrag 

zulässig ist, wird er - nach Beteiligung der zuständigen 
Fachausschüsse - zur Sache beraten. Die Vertreter der 
Unterzeichner des Antrages sind über das Ergebnis der 
Beratung durch den Oberbürgermeister schriftlich zu 
benachrichtigen. 
 

§ 2 
Einwohnerantrag 

 
(1) Einwohneranträge werden durch die Oberbürgermeis-

terin/den Oberbürgermeister entgegengenommen. 
Sie/Er veranlasst unverzüglich nach Eingang des Ein-
wohnerantrags eine Vorprüfung der Zulässigkeit durch 
die Verwaltung. 

 
(2) Nach Abschluss der Vorprüfung entscheidet der Rat in 

seiner nächstfolgenden Sitzung über die Zulässigkeit 
des Einwohnerantrags. Bei offensichtlich unzulässigen 
Einwohneranträgen kann der Rat auch ohne Vorprü-
fung über die Zulässigkeit entscheiden. 

 
(3) Spätestens innerhalb von vier Monaten nach Eingang 

des Einwohnerantrags hat der Rat in der Sache zu be-
raten und zu entscheiden. Den Vertretenden des Ein-
wohnerantrags soll Gelegenheit gegeben werden, den 
Antrag in der Ratssitzung zu erläutern. 

 
(4) Maßgebend für die Höhe des Unterschriftenquorums ist 

die von der Statistikstelle der Stadt Leverkusen jeweils 
zum 31.12. des Vorjahres festgestellte Einwohnerzahl. 

 
(5) Einwohneranträge, die an eine Bezirksvertretung ge-

richtet sind, werden abweichend von Absatz 1 von der 
Bezirksbürgermeisterin/dem Bezirksbürgermeister ent-
gegengenommen. Soweit diese Anträge sich nicht auf 
eine Angelegenheit beziehen, für die die Bezirksvertre-
tung zuständig ist, sind sie unzulässig. Im Übrigen gel-
ten die Absätze 1 bis 4 entsprechend. 



6. Einwohneranträge, die an eine Bezirksvertretung ge-
richtet sind, werden abweichend von Abs. 1 vom Be-
zirksvorsteher entgegengenommen. Soweit diese An-
träge sich nicht auf eine Angelegenheit beziehen, für 
die die Bezirksvertretung zuständig ist, sind sie unzu-
lässig. Im übrigen gelten die Abs. 1 - 5 entsprechend. 

§ 2 
Bürgerbegehren 

 
1. Bürgerbegehren werden durch den Oberbürgermeister 

entgegengenommen. Er veranlasst unverzüglich eine 
Vorprüfung der Zulässigkeit des Bürgerbegehrens. 

 
2. Maßgebend für die Höhe des Unterschriftenquorums ist 

die von der Statistikstelle der Stadt Leverkusen jeweils 
zum 31.12. des Vorjahres festgestellte Zahl der Bürger. 

 
3. Der Rat berät über das Bürgerbegehren in der auf den 

Abschluss der Vorprüfung folgenden Ratssitzung. 
Sollte die Unzulässigkeit des Bürgerbegehrens offen-
sichtlich sein, so kann die Verwaltung von einer einge-
henden Prüfung der Angaben in den Unterschriftslisten 
absehen. 

 
4. Der Rat beschließt zunächst über die Zulässigkeit des 

Bürgerbegehrens. Sollte das Begehren unzulässig sein, 
findet eine sachbezogene Beratung nicht statt. Die Ver-
treter der Unterzeichner erhalten in diesem Fall durch 
den Oberbürgermeister einen schriftlichen Bescheid. 

 
5. Hat der Rat beschlossen, dass das Bürgerbegehren zu-

lässig ist, wird es - nach Beteiligung der zuständigen 

§ 3 
Bürgerbegehren 

 
(1) Bürgerbegehren werden durch die Oberbürgermeiste-

rin/den Oberbürgermeister entgegengenommen. Sie/Er 
veranlasst unverzüglich eine Vorprüfung der Zulässig-
keit des Bürgerbegehrens und der Rechtmäßigkeit eines 
etwaigen späteren Bürgerentscheids durch die Verwal-
tung. 

 
(2) Nach Abschluss der Vorprüfung entscheidet der Rat in 

seiner nächstfolgenden Sitzung über die Zulässigkeit 
des Bürgerbegehrens. Bei offensichtlich unzulässigen 
Bürgerbegehren kann der Rat auch ohne Vorprüfung 
über die Zulässigkeit entscheiden. 

 
(3) Erweist sich ein Bürgerbegehren als unzulässig, weist 

der Rat dieses ohne Sachdiskussion als unzulässig zu-
rück. Erweist sich ein Bürgerbegehren als zulässig, 
stellt der Rat die Zulässigkeit des Bürgerbegehrens 
förmlich fest. 

 
(4) Die Beratung und Entscheidung des Rates über das 

sachliche Anliegen des Bürgerbegehrens findet grund-
sätzlich in derselben Sitzung, spätestens jedoch in der 
nächstfolgenden Sitzung statt. Den Vertretenden des 



Fachausschüsse - zur Sache beraten. Die Vertreter der 
Unterzeichner des Bürgerbegehrens sind über das Er-
gebnis der Beratung durch den Oberbürgermeister 
schriftlich zu benachrichtigen. 

 
6. Über Bürgerbegehren, die an eine Bezirksvertretung 

gerichtet sind, unterrichtet der Oberbürgermeister un-
verzüglich den Bezirksvorsteher. Hat der Rat beschlos-
sen, dass das bezirksbezogene Bürgerbegehren zuläs-
sig ist, berät die Bezirksvertretung das Begehren zur 
Sache. Im übrigen gilt Abs. 5 entsprechend. 

Bürgerbegehrens soll Gelegenheit gegeben werden, ihr 
Begehren in der Ratssitzung zu erläutern. 

 
(5) Die Oberbürgermeisterin/Der Oberbürgermeister unter-

richtet die Vertretenden des Bürgerbegehrens durch 
förmlichen Bescheid über die Entscheidung des Rates 
zur Zulässigkeit des Begehrens. Gegen eine ableh-
nende Entscheidung des Rates können nur die Vertre-
tenden des Bürgerbegehrens einen Rechtsbehelf einle-
gen. Wurde die Zulässigkeit des Bürgerbegehrens fest-
gestellt, unterrichtet die Oberbürgermeisterin/der Ober-
bürgermeister die Vertretenden des Bürgerbegehrens 
darüber, ob der Rat dem Bürgerbegehren entspricht 
oder aber der Bürgerentscheid durchgeführt wird. 

 
(6) Maßgebend für die Höhe des Unterschriftenquorums ist 

die von der Statistikstelle der Stadt Leverkusen jeweils 
zum 31.12. des Vorjahres festgestellte Einwohnerzahl. 
 

(7) Bürgerbegehren, die an eine Bezirksvertretung gerich-
tet sind, werden abweichend von Absatz 1 von der Be-
zirksbürgermeisterin/dem Bezirksbürgermeister entge-
gengenommen. Hat der Rat beschlossen, dass das be-
zirksbezogene Bürgerbegehren zulässig ist, berät die 
Bezirksvertretung das Begehren zur Sache. Im Übrigen 
gelten die Absätze 4 bis 6 entsprechend. 

 
 
 
 



§ 3 
Bürgerentscheid 

 
1. Entspricht der Rat/die Bezirksvertretung dem zulässi-

gen Bürgerbegehren nicht, ist innerhalb von 3 Monaten 
ein Bürgerentscheid durchzuführen. Die Abstimmung 
findet an einem Sonntag in der Zeit zwischen 8.00 und 
18.00 Uhr statt. Der Abstimmungstag wird durch den 
Oberbürgermeister bestimmt und mit dem vollen Wort-
laut des Abstimmungsgegenstandes nach § 18 der 
Hauptsatzung der Stadt Leverkusen öffentlich bekannt 
gemacht. Die Stimmberechtigten werden spätestens bis 
zum 21. Tag vor dem Abstimmungstag über Abstim-
mungsgegenstand, -tag, -zeit und -ort sowie über die 
verschiedenen Möglichkeiten der Stimmabgabe be-
nachrichtigt. 
Zeitgleich mit der Benachrichtigung werden die Stimm-
berechtigten in geeigneter Weise über die Auffassun-
gen der Vertretungsberechtigten des Bürgerbegehrens 
und über die innerhalb des Rates/der Bezirksvertretung 
vertretenen Auffassungen informiert. 

 

2. Die Abstimmungslokale sollen nach Möglichkeit in auch 
für Wahlen genutzten städtischen Gebäuden unterge-
bracht werden. Die Zahl der Abstimmungslokale soll 
sich an der Hälfte der bei Wahlen genutzten Wahllokale 
orientieren und bei jedem Bürgerentscheid im Stadtge-
biet bzw. im Stadtbezirk gleich sein. Die Einzelheiten re-
gelt der Oberbürgermeister. 

 
 

§ 4 
Bürgerentscheid und 
Ratsbürgerentscheid 

 
(1) Entspricht der Rat bzw. die Bezirksvertretung dem zu-

lässigen Bürgerbegehren nicht, ist innerhalb von drei 
Monaten ab dem Tag der Zulässigkeitsentscheidung ein 
Bürgerentscheid durchzuführen.  
 

(2) Der Rat der Stadt Leverkusen kann von sich aus be-
schließen, dass über eine Angelegenheit der Stadt Le-
verkusen ein Bürgerentscheid (Ratsbürgerentscheid 
nach § 26 Absatz 1 Satz 2 GO NRW) stattfindet. Der 
Ratsbeschluss zur Durchführung eines Ratsbürgerent-
scheids bedarf einer Mehrheit von zwei Dritteln der ge-
setzlichen Zahl der Mitglieder des Rates. 
 

(3) Der Rat kann im Einzelfall beschließen, dass die Ab-
stimmung ausschließlich durch Abstimmungsschein per 
Brief erfolgt. 



3. Wer wegen Krankheit, Behinderung oder aus Alters-
gründen die Stimme nicht im Abstimmungslokal abge-
ben kann, kann bis zum zweiten Tag vor der Abstim-
mung, bis 12.30 Uhr, Unterlagen zur schriftlichen 
Stimmabgabe beantragen. Die Abstimmungsunterlagen 
müssen am Abstimmungstag bis spätestens 18.00 Uhr 
bei der Stadt Leverkusen eingehen. Verspätet eingegan-
gene Ab- stimmungsunterlagen werden bei der Stimm-
auszählung nicht berücksichtigt. 

 
Wer aus anderen Gründen am Abstimmungstag zur 
Stimmabgabe verhindert ist, kann nach Erhalt der Ab-
stimmungsbenachrichtigung bis zum zweiten Tag vor 
der Abstimmung, 12.30 Uhr, sein Stimmrecht in der be-
kannt gegebenen Dienststelle der Stadt Leverkusen 
wahrnehmen. 

 
Die Einzelheiten für die vorzeitige Stimmabgabe regelt 
der Oberbürgermeister. 

 

4. Für Vorbereitung und Durchführung des Bürgerentschei-
des gelten die Vorschriften des Kommunalwahlgesetzes 
und der Kommunalwahlordnung entsprechend, soweit 
diese Satzung nichts anderes bestimmt. 

 
5. Das Abstimmungsergebnis wird durch den Kommu-

nalwahlausschuss festgestellt und durch den Ober-
bürgermeister öffentlich bekannt gemacht. 

 
 
 



 § 5 
Zuständigkeit 

 
(1) Die Leitung der Abstimmung sowie die ordnungsge-

mäße Vorbereitung und Durchführung des Bürgerent-
scheids obliegt in Anlehnung an den § 2 Absatz 2 Sätze 
1 und 5 Kommunalwahlgesetz NRW der Oberbürger-
meisterin/dem Oberbürgermeister (Abstimmungslei-
tung), soweit die Gemeindeordnung NRW und diese 
Satzung nichts Anderes bestimmen. 
 

(2) Die Abstimmungsleitung teilt das Abstimmungsgebiet in 
Stimmbezirke ein. Die Zahl der Abstimmungslokale soll 
sich an der Hälfte der bei Wahlen genutzten Wahllokale 
orientieren. 
 

(3) Im Falle einer ausschließlich per Brief stattfindenden 
Abstimmung wird für jeden Stadtbezirk mindestens ein 
Briefabstimmungsbezirk gebildet. 
 

(4) Die Abstimmungsleitung bildet für jeden Stimmbezirk 
und Briefabstimmungsbezirk einen (Brief-)Abstim-
mungsvorstand. Die Zusammensetzung des (Brief-)Ab-
stimmungsvorstandes richtet sich nach § 2 Absatz 4 
Kommunalwahlgesetz NRW i. V. m. §§ 7, 8 Kommunal-
wahlordnung NRW. 

 

 § 6 
Abstimmungstag 

 
(1) Die Abstimmung findet an einem Sonntag statt. Der Ab-

stimmungstag wird vom Rat bestimmt. 



 
(2) Die Abstimmungszeit bestimmt sich nach § 14 Absatz 3 

Kommunalwahlgesetz NRW. Im Falle einer ausschließ-
lich per Brief stattfindenden Abstimmung ist die Abstim-
mungszeit der Zeitraum vom Versand der Unterlagen 
bis zum Eingang der Abstimmungsbriefe am Abstim-
mungstag, 16 Uhr. 

 

  
§ 7 

Abstimmungsberechtigung 
 
(1) Abstimmungsberechtigt ist, wer nach § 7 Kommunal-

wahlgesetz NRW wahlberechtigt ist. 
 

(2) Nicht abstimmungsberechtigt sind Personen, die infolge 
Richterspruchs in der Bundesrepublik Deutschland das 
Wahlrecht nicht besitzen. 

 

 § 8 
Abstimmungsverzeichnis 

 
(1) Die Abstimmungsleitung erstellt gemäß § 10 Kommu-

nalwahlgesetz NRW für jeden Stimmbezirk ein Abstim-
mungsverzeichnis. 
 

(2) Das Abstimmungsverzeichnis wird an den Werktagen 
vom 20. bis zum 16. Tag vor dem Abstimmungstag 
während der allgemeinen Öffnungszeiten zur Einsicht-
nahme bereitgehalten. Die Möglichkeit der Einsicht-
nahme wird gemäß § 14 Kommunalwahlordnung NRW 
öffentlich bekannt gemacht. 



 
(3) Wer das Abstimmungsverzeichnis für unrichtig oder un-

vollständig hält, kann nach den Regelungen des § 11 
Kommunalwahlgesetzes NRW innerhalb der Einsichts-
frist bei der Abstimmungsleitung schriftlich oder münd-
lich zur Niederschrift Einspruch einlegen. 

 

 § 9 
Abstimmungsschein 

 
(1) Abstimmen kann nur, wer im Abstimmungsverzeichnis 

eingetragen ist und im Falle einer ausschließlich per 
Brief stattfindenden Abstimmung einen Abstimmungs-
schein besitzt. 
 

(2) Werden Abstimmungsberechtigte, die bereits einen Ab-
stimmungsschein erhalten haben, im Abstimmungsver-
zeichnis gestrichen, so ist der Abstimmungsschein für 
ungültig zu erklären. Bereits abgegebene Stimmen ver-
lieren ihre Gültigkeit. Die Abstimmungsleitung führt dar-
über ein Verzeichnis (Negativverzeichnis). Das Negativ-
verzeichnis wird allen Briefabstimmungsvorständen am 
Auszählungstag ausgehändigt. 

 
(3) Versichert eine Abstimmungsberechtigte/ein Abstim-

mungsberechtigter glaubhaft, dass ihr/ihm der bean-
tragte Abstimmungsschein nicht zugegangen ist oder 
sie/er ihn verloren hat, kann ihr/ihm bis zum Tag vor der 
Abstimmung, 12 Uhr, ein neuer Abstimmungsschein er-
teilt werden (vgl. § 20 Absatz 9 Kommunalwahlordnung 
NRW). § 9 Absatz 2 dieser Satzung gilt entsprechend. 

 



(4) Im Falle einer ausschließlich über Brief stattfindenden 
Abstimmung wird keine Briefwahl vor Ort/Direktwahl an-
geboten. 

 

 § 10 
Benachrichtigung der 
Abstimmungsberech-

tigten 
 
(1) Alle Abstimmungsberechtigten, die in das Abstim-

mungsverzeichnis eingetragen sind, erhalten spätes-
tens am 21. Tag vor dem Abstimmungstermin eine Ab-
stimmungsbenachrichtigung. 
 

(2) Die Benachrichtigung enthält neben den Angaben nach 
§ 13 Kommunalwahlordnung NRW folgende Angaben:  
- den Text der zu entscheidenden Frage des Bürger-

entscheids und  
- einen Hinweis auf das Informationsmaterial nach 

Absatz 5 
 

(3) Im Falle einer ausschließlich per Brief stattfindenden 
Abstimmung kann die Abstimmungsbenachrichtigung 
durch den Abstimmungsschein erfolgen, welcher fol-
gende Angaben enthält: 
1. den Familiennamen, den Vornamen und die Woh-

nung der Abstimmungsberechtigten 
2. den Briefabstimmungsbezirk 
3. die Nummer, unter der die Abstimmungsberechtig-

ten jeweils in das Abstimmungsverzeichnis eingetra-
gen sind 

4. den Abstimmungstag und den Zeitpunkt, bis zu dem 



der Abstimmungsbrief bei der Abstimmungsleitung 
eingegangen sein muss 

5. den Text der zu entscheidenden Frage und 
6. einen Hinweis auf das Informationsmaterial nach 

Absatz 5 
 

(4) Der Abstimmungsbenachrichtigung werden im Falle von 
§ 10 Absatz 3 beigefügt: 
1. der amtliche Stimmzettel 
2. der amtliche Stimmzettelumschlag 
3. der amtliche Abstimmungsbriefumschlag 
4. das Merkblatt zur Briefabstimmung 

 
(5) Spätestens am 42. Tag vor dem Abstimmungstermin 

wird auf der Homepage der Stadt Leverkusen und 
durch Auslegung in den Verwaltungsgebäuden in Text-
form über die Abstimmung sowie in kurzer und sachli-
cher Form über die Auffassungen und Abstimmungs-
empfehlungen der Vertretungsberechtigten des Bürger-
entscheides, der Fraktionen im Rat und der Oberbür-
germeisterin/des Oberbürgermeisters informiert. Auf 
Verlangen werden auch die Auffassungen und Abstim-
mungsempfehlungen einzelner Ratsmitglieder bzw. 
Gruppen von Ratsmitgliedern ohne Fraktionsstatus und 
Sondervoten einzelner Ratsmitglieder aufgenommen. 
Dabei werden nur solche Auffassungen und Abstim-
mungsempfehlungen berücksichtigt, die dem Wahlamt 
bis zum 55. Tag vor der Abstimmung in geeigneter 
Form vorliegen. 

 
 



 § 11 
Bekanntmachungen vor 

dem Abstimmungstag 
 

Die Abstimmungsleitung macht öffentlich bekannt: 
- den Tag des Bürgerentscheids und den Text der zur 

Entscheidung stehenden Frage inkl. Begründung 
- einen Verweis zu den Informationen nach § 10 Ab-

satz 5 
- die Möglichkeit zur Einsichtnahme in das Abstim-

mungsverzeichnis gemäß § 14 Kommunalwahlord-
nung NRW und die Möglichkeit gemäß § 10 Kommu-
nalwahlgesetz NRW innerhalb der Einsichtsfrist bei 
der Abstimmungsleitung Einspruch gegen das Ab-
stimmungsverzeichnis einzulegen 

 

 § 12 
Stimmzettel und 

Stimmabgabe 
 
(1) Die Stimmzettel werden amtlich hergestellt. Sie müssen 

die zu entscheidende Frage und jeweils ein auf „ja“ oder 
„nein“ lautendes Ankreuzfeld enthalten. Zusätze jedwe-
der Art sind unzulässig. 
 

(2) Die Stimmabgabe erfolgt gemäß §§ 25, 26 Kommunal-
wahlgesetz NRW und § 26 Absatz 7 GO NRW. 

 
 
 
 



 § 13 
Stimmenzählung 

 
(1) Der Abstimmungsvorstand zählt nach Ende der Abstim-

mungszeit die Stimmen gemäß §§ 29, 30 Kommunal-
wahlgesetz NRW. 
 

(2) Für die Ermittlung des Briefabstimmungsergebnisses 
gelten die Bestimmungen der §§ 56 bis 60 Kommunal-
wahlordnung NRW entsprechend. 

 

 § 14 
Feststellung des  

Ergebnisses 
 
(1) Der Rat stellt das Ergebnis des Bürgerentscheids in der 

auf die Abstimmung folgenden Sitzung fest. Im Falle 
von Zweifeln an dem Abstimmungsergebnis kann er 
eine erneute Zählung verlangen. Eine Abstimmungsprü-
fung nach dem Kommunalwahlgesetz NRW findet nicht 
statt. 
 

(2) Die Abstimmungsleitung macht das festgestellte Ergeb-
nis öffentlich bekannt. 

 

 § 15 
Ratsbürgerentscheid 
und Bürgerentscheid 

im Stadtbezirk 
 

Die Vorschriften dieser Satzung gelten entsprechend für 



Ratsbürgerentscheide. Für Bürgerentscheide in einem Stadt-
bezirk gelten die Vorschriften dieser Satzung unter Berück-
sichtigung des § 26 Absatz 9 GO NRW entsprechend.  

 

§ 4 

Inkrafttreten 
 
Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer öffentlichen Bekannt-
machung in Kraft. 

§ 16 
Inkrafttreten 

 
Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer öffentlichen Bekannt-
machung in Kraft. Gleichzeitig tritt die „Satzung der Stadt Le-
verkusen über das Verfahren bei Einwohneranträgen, Bürger-
begehren und Bürgerentscheiden vom 23. Oktober 1996“ au-
ßer Kraft. 
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